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Die Förderung erneuerbarer Energien und der 
Emissionshandel sind wesentliche Elemente der 
europäischen und der nationalen Energie- und Kli-
mapolitik. Einige Kritiker lehnen jedoch die gezielte 
Förderung erneuerbarer Energien ab, insbesondere 
mit dem Argument, sie sei im Zusammenhang mit 
dem europäischen Emissionshandel unwirksam 
oder sogar schädlich. Bei näherer Betrachtung 
zeigt sich hingegen, dass eine Koexistenz von Emis-
sionshandel und Förderung erneuerbarer Ener-
gien – unter Beachtung der Wechselwirkungen – 
nicht nur möglich, sondern auch erforderlich ist. 
Es wäre falsch, die Förderung erneuerbarer Ener-
gien jetzt auslaufen zu lassen. Im Gegenteil: Die 
Förderpolitik muss künftig engagiert fortgeführt 
und weiterentwickelt werden, damit erneuerbare 
Energien – zusammen mit einer Steigerung der 
Energieeffi zienz – wirksam zu einer nachhaltigen 
Energieversorgung beitragen können. 

Erneuerbare Energien (wie Biomasse, Wasser-
kraft, Windenergie, Sonnenenergie, Geothermie) 
spielen künftig eine größere Rolle im Energiemix. 
Sie tragen nicht nur dazu bei, energiebedingte 
Umweltbelastungen wesentlich zu verringern, 
sondern schonen zugleich erschöpfbare Rohstof-
fe und vermindern die Versorgungs- und Preis-
risiken, die gegenwärtig mit Energieimporten 
verbunden sind. Als Wachstumsbranche mit er-
heblichen Exportpotentialen ist der Bereich er-
neuerbarer Energien außerdem auch industrie- 
und technologiepolitisch attraktiv.1 Durch den 
Ersatz fossiler Energien wie Kohle vermindern 
erneuerbare Energien Treibhausgasemissionen 
und helfen damit – insbesondere in langfristi-
ger Sicht – den Klimawandel zu begrenzen (Ab-
bildung). Eine verstärkte Nutzung erneuerbarer 
Energien dient somit letztlich den klassischen 
energiepolitischen Zielen Versorgungssicherheit, 
Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit.

Der weitere Ausbau erneuerbarer Energien, der 
in vielen Ländern politisch unterstützt wird, er-
fordert sowohl die Förderung von Forschung und 
Entwicklung als auch wirksame Instrumente zur 
Unterstützung der breiten Anwendung. Dadurch 
sollen sich zukunftsfähige Märkte für neue Tech-
nologien entwickeln und die Kosten mehr und 
mehr gesenkt werden.2 Nur so können rechtzeitig 
technische Innovationen angestoßen werden.

1   Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi): 
Konjunkturgerechte Wachstumspolitik. Jahreswirtschaftsbericht 
2009. Berlin, Januar 2009, insbesondere Ziffern 73, 77 und 78. Da-
nach lag der Beitrag der erneuerbaren Energien zur CO2-Vermeidung in 
Deutschland 2007 bereits bei etwa 110 Millionen Tonnen; das wären 
rund 13 Prozent der gesamten CO2-Emissionen. Vgl. auch Bundesmini-
sterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU): Erneu-
erbare Energien in Zahlen. Nationale und internationale Entwicklung. 
Stand: Dezember 2008.
2   Vgl. Diekmann, J., Kemfert, C.: Erneuerbare Energien: Weitere 
Förderung aus Klimaschutzgründen unverzichtbar. Wochenbericht des 
DIW Berlin Nr. 29/2005. 
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reich 14 Prozent und im Strombereich mindes-
tens 30 Prozent realisiert werden. Diese Ziele, die 
im Rahmen des integrierten Energie- und Klima-
programms Ende 2008 auch gesetzlich festgelegt 
worden sind (EEWärmeG, EEG-Novelle), sollten 
konsequent verfolgt werden.4 

Technologiespezifische Förderung 
erforderlich

Erneuerbare Energien können grundsätzlich 
durch allgemeine umweltökonomische Instru-
mente (Emissionshandel, Steuern) und durch 
spezielle, technologiebezogene Instrumente ge-
fördert werden. Die allgemeinen Instrumente 
geben bisher aber nur geringe Impulse für erneu-
erbare Energien. Der Emissionshandel verteu-
ert Strom aus fossilen Energien um ein bis zwei 
Cent je kWh.5 Damit kann der Emissionshandel 
allein – ohne eine spezielle Förderung – in den 
meisten Fällen keine Wirtschaftlichkeit von Strom 
aus erneuerbaren Energien bewirken. 

Die ökologische Steuerreform hat ab 1999 zwar 
tendenziell die Wirtschaftlichkeit erneuerbarer 
Energien – etwa im Wärmebereich – verbessert, 
nicht aber im Strombereich, wo der Regelsatz von 
2,05 Cent je kWh auch auf Strom aus erneuer-
baren Energien erhoben wird. Eine wirksame 
Förderung von Strom aus erneuerbaren Energien 
besteht in Deutschland hingegen durch techno-
logiespezifische Mindestvergütungen nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Dies gilt 
ähnlich auch in den meisten anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union.

Emissionshandel noch weit vom Ideal 
entfernt

Der Handel mit Emissionsrechten kann theore-
tisch ein idealer Ansatz zur Verminderung von 
Emissionen sein, wenn eine entsprechende Ober-
grenze (Cap) festgelegt wird, die Emissionsrechte 
unverzerrt verteilt und der Handel (Trade) die 
notwendige Flexibilität ermöglicht, damit sich 
Grenzkosten der Emissionsverminderung regio-
nal, sektoral und zwischen einzelnen Emittenten 
ausgleichen können, so dass die gesamten Ver-
meidungskosten minimiert werden. Das 2003 
eingeführte europäische Emissionshandels-
system (EU-ETS) ist mittlerweile ein zentrales 
Element der europäischen Klimaschutzpolitik. 

4   Außerdem muss im Straßenverkehr ein Anteil von 12 Prozent er-
reicht werden (Biokraftstoffquoten).
5   Beim gegenwärtigen Zertifi katspreis von zehn Euro je Tonne CO2 
dürfte dieser Preiseffekt sogar nur bei knapp einem Cent je kWh 
liegen.

In jüngster Zeit mehren sich allerdings Stim-
men vor allem aus dem Kreis von Wirtschafts-
wissenschaftlern, die eine gezielte Förderung 
erneuerbarer Energien ablehnen.3 Es wird ins-
besondere die Auffassung vertreten, dass eine 
solche Förderung im Zusammenhang mit dem 
europäischen Emissionshandel unwirksam oder 
sogar schädlich sei. Dabei werden jedoch wich-
tige energie-, klima- und technologiepolitische 
Zusammenhänge außer Acht gelassen und aus 
vereinfachten Modellüberlegungen weitreichende 
wirtschafts- und umweltpolitische Schlussfolge-
rungen gezogen. Wenn zugleich unterschiedliche 
energie- und umweltpolitische Instrumente ein-
gesetzt werden, müssen selbstverständlich auch 
deren Wechselwirkungen beachtet werden. Sol-
che Analysen dürfen sich allerdings nicht auf 
statische Betrachtungen, isolierte Wirkungsana-
lysen und Vergleiche idealtypischer statt realer 
Politikoptionen beschränken.

Ehrgeizige Ziele sollten bleiben 

Nach dem EU-Ratsbeschluss vom März 2007 
sollen erneuerbare Energien in Europa bis 2020 
einen Anteil von 20 Prozent am gesamten End-
energieverbrauch erreichen. In der EU-Richtlinie 
zur Förderung erneuerbarer Energien vom De-
zember 2008 ist dieses Ziel nach Machbarkeits- 
und Gerechtigkeitskriterien auf die Mitgliedstaa-
ten verteilt worden. Danach gilt für Deutschland 
bis 2020 ein Gesamtziel von 18 Prozent. Um es 
zu erreichen, sollen hier bis 2020 im Wärmebe-

3   Zum Beispiel Blankart, C. B. et al.: Die Energie-Lüge. In: Cicero 
12/2008, 94–95.
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nicht in gleichem Maße die Gesamtmenge an 
Emissionsrechten vermindert wird, kann dies 
zu sinkenden CO

2
-Preisen und zu einer Verla-

gerung von CO
2
-Emissionen in andere Handels-

bereiche oder andere europäische Länder führen. 
Die Wirksamkeit des kombinierten Einsatzes von 
Emissionshandel und Förderpolitik könnte da-
durch im Hinblick auf die Verminderung von 
CO

2
-Emissionen in Europa erheblich beeinträch-

tigt werden. 

Dieser mögliche negative Interaktionseffekt wird 
bei einer Öffnung des Handelssystems, etwa 
durch die Verknüpfung mit internationalen Gut-
schriftensystemen (zum Beispiel Clean Develop-
ment Mechanism, CDM, des Kyoto-Protokolls), 
zwar vermindert (dann zu Lasten von Vermei-
dungsprojekten in anderen Ländern), aber nicht 
beseitigt. Auch in diesem Fall sollte die Cap-Höhe 
mit der Förderpolitik abgestimmt sein.

Koordination der Instrumente entscheidend

Eine mangelnde Abstimmung zwischen Emis-
sionshandel und Förderpolitik kann sich ins-
besondere insoweit ergeben, wie die Höhe der 
Emissionsminderung, die durch erneuerbare 
Energien bewirkt wird, bei der Cap-Festsetzung 
nicht richtig antizipiert wird. Selbst in diesem 
Fall wäre allerdings nicht die Schlussfolgerung 
gerechtfertigt, die Förderung erneuerbarer Ener-
gien sei unwirksam. Mit gleichem Recht könnte 
man eine mangelnde Wirksamkeit des Emissi-
onshandels beklagen. Bei einem kombinierten 
Instrumenteneinsatz helfen jedoch gegenseitige 
Schuldzuweisungen nicht weiter, sondern allein 
eine ausreichende Koordination der Instrumen-
te, damit eine möglichst gute Gesamtwirkung 
erreicht wird. Dies gilt im Übrigen ebenso für 
das Zusammenspiel des Emissionshandels mit  
anderen politischen Maßnahmen, zum Beispiel 
zur Verminderung des Stromverbrauchs.

Für die Bewertung der Förderpolitik ist es au-
ßerdem wichtig, dass die Gefahr einer unzurei-
chenden Abstimmung zwischen Emissionshan-
del und der Förderung erneuerbarer Energien 
grundsätzlich unabhängig von der Art des Förder-
instrumentes besteht und somit kein spezifischer 
Nachteil des deutschen EEG ist. So ist auch bei 
einem Quotensystem mit handelbaren grünen 
Zertifikaten wie in Großbritannien eine entspre-

the Literature. In: Mitigation and Adaptation Strategies for Global 
Change 12 (2007), 8, 1363–1390. Diekmann, J., Horn, M.: Analyse 
und Bewertung des EEG im Zusammenhang mit anderen Instrumenten 
des Klima-, Umwelt- und Ressourcenschutzes. In: DIW, DLR, ZSW, IZES: 
Wirkungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) aus gesamt-
wirtschaftlicher Sicht. Studie im Auftrag des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Berlin 2008.

Dieses System war bisher – insbesondere in der 
ersten Handelsperiode 2005–2007, aber auch 
noch in der laufenden zweiten Periode 2008–
2012 – allerdings noch weit vom Idealmodell 
entfernt.6 Es beschränkt sich konzeptionell auf 
bestimmte Sektoren (Teile der Energiewirtschaft 
und der Industrie), Gase (im Wesentlichen CO

2
) 

und regional auf Europa, so dass Abstimmun-
gen mit nicht erfassten Bereichen erforderlich 
sind. Die Verteilung der Emissionsrechte durch 
Nationale Allokationspläne (NAP) führte (auf-
grund politischer Prozesse, starkem Lobbyein-
fluss und anfänglich unzureichender Datenbasis) 
zu komplexen Regelungen, verzerrten Anreizen 
und „großzügigen“ Obergrenzen.7 Dabei war eine 
ausreichende Konsistenz und Wirksamkeit des 
Systems nur durch nachträgliche Interventio-
nen durch die Europäische Kommission zu er-
reichen. Nach der Überprüfung des Systems (ETS 
Review) sind deshalb für die 2013 beginnende 
dritte Handelsperiode gravierende Änderungen 
beschlossen worden (wie eine längere Handels-
periode, verstärkte Auktionierung, Festlegung 
eines EU-weiten Caps). Konsequenterweise ist 
dabei der Emissionshandel nicht isoliert reno-
viert worden, sondern im Paket, insbesondere 
mit einer Entscheidung zur Aufteilungen der 
Anstrengungen in den anderen (nicht vom ETS 
erfassten) Bereichen und der neu eingeführten 
Richtlinie zu erneuerbaren Energien. Mit dem 
Gesamtpaket sollen die Treibhausgasemissionen 
in Europa bis 2020 in Abhängigkeit von den 
internationalen Verhandlungen um 20 Prozent 
beziehungsweise 30 Prozent (gegenüber 1990) 
vermindert werden.

Erneuerbare dämpfen Nachfrage nach 
Emissionszertifikaten

Die wesentliche Wechselwirkung zwischen 
Emissionshandel und Förderpolitik ergibt sich 
daraus, dass die Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien fossile Energien substituiert und 
damit die Nachfrage von Kraftwerksbetreibern 
nach Emissionszertifikaten vermindert.8 Sofern 

6   Kemfert, C., Diekmann, J.: Europäischer Emissionshandel – Auf dem 
Weg zu einem effi zienten Klimaschutzinstrument. Wochenbericht des 
DIW Berlin Nr. 46/2006; Kemfert, C.: Versteigern statt Verschenken! 
Warum es sinnvoll ist, eine vollständige Versteigerung der Emissions-
rechte anzustreben. In: Zeitschrift für angewandte Umweltforschung 
18 (2007), 1, 9–17.
7   DIW, Öko-Institut, Fraunhofer-ISI: Entwicklung eines nationalen 
Allokationsplans im Rahmen des EU-Emissionshandels. UBA-Texte 
17/07. Berlin 2007. Diekmann, J., Schleich, J.: Auktionierung von 
Emissionsrechten – Eine Chance für mehr Gerechtigkeit und Effi zienz 
im Emissionshandel. In: Zeitschrift für Energiewirtschaft 30 (2006), 4, 
259–266.
8   Zur Analyse von Wechselwirkungen zwischen Emissionshandel und 
anderen politischen Instrumenten vgl. Sorrel, S., Sijm, J.: Carbon Tra-
ding in the Policy Mix. In: Oxford Review of Economic Policy 19 (2003), 
3, 420–437. Río González, P. d.: The Interaction Between Emissons 
Trading and Renewable Electricity Support Schemes. An Overview of 
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Zweite Handelsperiode: 
Erhöhte Wirksamkeit durch Nachbesserungen 

Auch für die zweite Handelsperiode enthielt die 
deutsche Allokationsplanung (NAP II vom Juni 
2006) zunächst keine explizite Berücksichtigung 
von erwarteten Emissionsminderungen durch 
den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien. So-
weit das Mengengerüst auf demselben Ansatz wie 
im NAP I beruhte, wurde dieser Effekt weitge-
hend vernachlässigt; auch wenn es eine implizite 
Gegenrechnung mit dem erhöhenden Effekt der 
auslaufenden Kernenergienutzung gab. Nach der 
Notifikation wurde der deutsche Allokationsplan 
allerdings auf Druck der Europäischen Kommis-
sion, die den Plan nur unter einschneidenden 
Auflagen genehmigt hatte, noch gravierend ver-
ändert, wodurch das Cap (pro Jahr) schließlich 
wesentlich niedriger war als für die erste Handels-
periode. Auch für viele andere Mitgliedstaaten 
wurden die Caps weiter reduziert, sodass eine 
erneute Überausstattung mit Emissionsrechten 
– auch unter Berücksichtigung der zunehmenden 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in 
Europa – vermieden wurde. Ein Orientierungs-
wert für die Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien ergibt sich aus Richtzielen für 2010, die 
2001 im Rahmen einer EU-Richtlinie festgelegt 
wurden, auch wenn diese voraussichtlich nicht 
vollständig erreicht werden (22 Prozent Anteil am 
Bruttostromverbrauch, einschließlich der neuen 
Mitgliedstaaten). Es ist deshalb nicht davon aus-
zugehen, dass die Förderpolitiken in der zweiten 
Handelsperiode zu einer systematischen Beein-
trächtigung des Emissionshandels führen.

Dritte Handelsperiode: 
EU-weite Abstimmung von Emissionshandel 
und der Förderung erneuerbarer Energien

In der dritten Handelsperiode verändern sich die 
Wechselwirkungen als Folge der grundlegenden 
Änderungen des ETS, insbesondere durch die 
zentrale Abstimmung des EU-weiten ETS-Caps 
(für die EU insgesamt –21 Prozent gegenüber dem 
Basisjahr, anstelle von 27 nationalen Caps) mit 
den Minderungszielen des Nicht-ETS-Bereichs 
(insgesamt –14 Prozent) und den ambitionier-
ten Zielfestlegungen für erneuerbare Energien 
(20 Prozent am Endenergieverbrauch). Die Kon-
sistenz dieser Elemente ist im Assessment Report 
des EU-Pakets11 überprüft worden, wenn sich auch 
Unschärfen dadurch ergeben, dass unter ande-
rem offen bleibt, in welchem genauen Umfang 

11   Commission of the European Communities: Annex to the Impact 
Assessment. Document accompanying the Package of Implementati-
on measures for the EU‘s objectives on climate change and renewable 
energy for 2020. Commission Staff Working Document, SEC(2008) 
85, VOL. II, Brüssel, 27. 2. 2008.

chende Anrechnung der Emissionsminderung 
bei der Cap-Höhe erforderlich. Wie die dortigen 
Erfahrungen zeigen, sind die Prognoserisiken 
in einem solchen System auch nicht geringer 
als beim EEG.

Zusammenspiel in den Handelsperioden 
unterschiedlich

Bei der Analyse des bisherigen Zusammenspiels 
von Emissionshandel und Förderpolitik sind die 
einzelnen Handelsperioden zu unterscheiden. 

Erste Handelsperiode: 
Emissionshandel nur begrenzt wirksam 

Die erste Handelsperiode war als eine Lernphase 
konzipiert und hat einige Konstruktionsmängel 
des ETS und der Nationalen Allokationspläne 
(NAP) offenbart. Aufgrund zu hoher nationaler 
Caps war das Gesamtsystem nur begrenzt wirk-
sam und aufgrund zahlreicher nationaler Sonder-
regelungen zur kostenlosen Zuteilung kam es zu 
unbeabsichtigten Verzerrungen.9 Die Eckwerte 
zum Beispiel des deutschen NAP I sind letztlich in 
einem politischen Kompromiss festgelegt worden. 
Dabei ist der damals (im Jahr 2004) zu erwar-
tende Ausbau erneuerbarer Energien (zwischen 
der Basisperiode 2000–2002 und dem Ende der 
Handelsperiode 2007) nicht genügend berück-
sichtigt worden. Aber auch unabhängig davon war 
das Cap deutlich überhöht. Auch in den meisten 
anderen Mitgliedstaaten sind die diesbezüglichen 
Hinweise der Kommission zu wenig beachtet wor-
den. Nach Schätzungen des DIW Berlin könnte 
der EEG-bedingte Zuwachs der Stromerzeugung 
im Jahr 2005 einen den CO

2
-Preis senkenden 

Effekt von rund einem Euro je Tonne CO
2
 bewirkt 

haben.10 Die Preise am CO
2
-Markt waren 2005 

und 2006 allerdings sehr volatil und schwankten 
zwischen 10 und 30 Euro je Tonne. Im Jahr 2007 
war der Spotmarkt mit Preisen unter einem Euro 
praktisch zusammengebrochen. Insofern ist es 
zweifelhaft, ob in der ersten Handelsperiode durch 
das EEG verminderte Emissionen tatsächlich zu 
einem Teil in andere Handelsbereiche verlagert 
worden sind, zumal eine große Anzahl an Emis-
sionsrechten ungenutzt gelöscht wurde.

9   Vgl. DIW, Öko-Institut, Fraunhofer-ISI, a.a.O. Wirkungsanalysen des 
Emissionshandels in der ersten Handelsperiode (2005–2007) sind mit 
erheblichen Unsicherheiten behaftet. Vgl. Ellerman, A. D., Buchner, B.: 
Over-allocation or Abatement: A Preliminary Analysis of the EU ETS 
based on the 2005–06 Emissions Data. In: Environmental and Resour-
ce Economics 41, 2, 2008, 267–287; Ellerman, A. D., Feilhauer, S.: A 
Top-down and Bottom-up Look at Emissions Abatement in Germany in 
Response to the EU ETS. Center for Energy and Environmental Policy 
Research (CEEPR), 08-017, November 2008; Deutsche Emissionshan-
delsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt: Emissionshandel: Auswer-
tung der ersten Handelsperiode. Berlin 2009.
10   Vgl. Diekmann, J., Horn, M., a.a.O.
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in den Mitgliedstaaten die jeweiligen Gesamtziele 
zur Nutzung erneuerbarer Energien im Strom- 
oder im Wärmebereich erfüllt werden. Diese Auf-
teilung erfolgt erst Mitte 2010, wenn die Mitglied-
staaten ihre nationalen Aktionspläne zum Ausbau 
erneuerbarer Energien vorlegen. Unbeabsichtigte 
Preissenkungseffekte auf dem CO

2
-Markt werden 

aber nur insoweit ausgelöst, wie die Verminde-
rung der Emissionen durch die künftige Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien den be-
reits antizipierten Beitrag übersteigt. Dabei sind 
aber ohnehin einige Unsicherheiten im künftigen 
europäischen Emissionshandel zu beachten, ins-
besondere die angekündigte Verschärfung des 
Verminderungsziels in Abhängigkeit vom Verlauf 
der internationalen Verhandlungen.

In diesem Zusammenhang kann die europäische 
Strategie zur ambitionierten Nutzung erneuer-
barer Energien – zusätzlich zum Emissionshan-
del – auch als ein Signal verstanden werden, mit 
dem um Vertrauen für kooperative Lösungen 
im internationalen Klimaschutz geworben wird. 
Auch insofern besteht zwischen Emissionshandel 
und der Förderung erneuerbarer Energien kein 
Widerspruch.

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
weiterhin als Förderinstrument notwendig

Wenn die in Europa beschlossenen Ziele verfolgt 
werden sollen, sind sowohl die Förderung erneu-
erbarer Energien als auch der Emissionshandel 
erforderlich. Das Grundmodell des EEG hat sich 
bisher auch im Vergleich zu den Erfahrungen an-
derer Länder insbesondere hinsichtlich der Wirk-
samkeit der Mindestvergütungen und der hohen 
Investitionssicherheit durch Abnahmegarantien 
bewährt. Die Differenzierung der Vergütungssät-
ze ermöglicht die Einführung von Zukunftstech-
nologien wie Offshore-Windenergie, ohne dass an 
anderer Stelle zu hohe unerwünschte Förderprofi-
te entstehen. Die Degression der Förderung setzt 
(insbesondere auch bei der häufig umstrittenen 
Höhe der Vergütungen für Photovoltaikstrom) 
deutliche Signale für notwendige Kostensenkun-
gen. Außerdem werden unerwünschte Belastun-
gen einzelner Energieversorgungsunternehmen 
(durch einen bundesweiten Ausgleich) sowie 
stromintensiver Unternehmen (durch eine be-
sondere Ausgleichsregelung) weitgehend vermie-
den. Die finanzielle Belastung von (dabei nicht-
privilegierten) Stromverbrauchern beläuft sich 
auf rund einen Cent je kWh. Sie wird mit dem 
weiteren Ausbau zunächst noch weiter steigen, 
in einigen Jahren dann aber wieder sinken, weil 
die Differenzkosten abnehmen und immer mehr 
Anlagen aus dem Fördersystem herauswachsen. 

Dieser Prozess wird auch durch den Emissions-
handel gestützt, der mittel- bis längerfristig die 
Wettbewerbsfähigkeit erneuerbarer Energien bei 
auslaufender Förderung mitbestimmt.

Neben den notwendigen Kostensenkungen be-
steht gegenwärtig eine besondere Herausforde-
rung darin, die System- und Marktintegration von 
Strom aus erneuerbaren Energien zu verbessern. 
Dabei geht es zum einen um Probleme, die sich 
aus dem stark steigenden Anteil fluktuierender 
Einspeisung vor allem aus Windenergie und den 
Auswirkungen auf Netze und andere Kraftwerke 
ergeben. Zum anderen ist es aber auch unab-
hängig hiervon sinnvoll, zunehmend Anreize für 
eine stärker bedarfsorientierte Bereitstellung und 
Vermarktung von Strom zu setzen. Für Anlagen-
betreiber und künftige Investoren können sich 
bei entsprechend angepassten Fördermodalitä-
ten höhere Risiken, aber auch höhere Chancen 
ergeben. Solche Weiterentwicklungen können 
auch dabei helfen, Techniken zur Nutzung er-
neuerbarer Energien so früh wie möglich wett-
bewerbsfähig zu machen.

Fazit 

Für eine verstärkte Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sprechen gute Gründe. Sie verringern Um-
weltbelastungen, schonen erschöpfbare Rohstoffe 
und vermindern Risiken der Energieversorgung. 
Da solche externen Effekte bisher in Marktprei-
sen zu wenig berücksichtigt werden, ist neben 
der Förderung von Forschung und Entwicklung 
grundsätzlich auch eine Förderung der Markt-
entwicklung gerechtfertigt. Außerdem entsteht 
mit Investitionen in erneuerbare Energien eine 
Wachstumsbranche mit erheblichen Exportpoten-
tialen. Die Förderpolitik beschleunigt technologi-
sche Innovationen und deren Verbreitung. Dies 
bewirkt zugleich Kostensenkungen, die mittel- 
und längerfristig auch die Wirtschaftlichkeit der 
Energieversorgung verbessern. 

Erneuerbare Energien ersetzen zunehmend fos-
sile Energieträger und tragen damit wesentlich 
zur Verminderung von Treibhausgasen wie CO

2
 

bei. Einige Kritiker lehnen eine gezielte Förde-
rung erneuerbarer Energien allerdings mit dem 
Argument ab, dass sie im Zusammenhang mit 
dem europäischen Emissionshandel unwirksam 
sei, weil bei vorgegebener Obergrenze (Cap) le-
diglich eine Verminderung des Zertifikatspreises 
und eine Verlagerung von Emissionen erreicht 
würden. Dabei wird jedoch zum einen die bis-
herige Wirksamkeit des europäischen Emissi-
onshandels überschätzt. Zum anderen werden 
die Möglichkeiten unterschätzt, Emissionshandel 
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Lerneffekten die künftigen Möglichkeiten zum 
Klimaschutz.

Die Nutzung erneuerbarer Energien muss nicht 
nur bei der Stromversorgung, sondern auch in 
den Bereichen Verkehr und Wärme weiter gezielt 
gefördert werden. Außerdem ist es unverzichtbar, 
dass zugleich Energieeinsparung bei den Verbrau-
chern und Energieeffizienz im Umwandlungs-
bereich forciert werden. Dies erfordert nach wie 
vor ein Bündel energie- und umweltpolitischer 
Instrumente, die weiterhin auf nationaler und 
europäischer Ebene – nicht zuletzt auch mit dem 
Emissionshandel – abgestimmt sein müssen. 

und Förderung erneuerbarer Energien – vor allem 
hinsichtlich der Zielfestlegungen – sinnvoll aufei-
nander abzustimmen. Eine solche Abstimmung 
von unterschiedlichen Instrumenten ist aber 
gerade der Kern der integrierten Energie- und 
Klimapolitik, sowohl auf nationaler als auch auf 
europäischer Ebene. Soweit die zu erwartende 
CO

2
-Minderung durch erneuerbare Energien bei 

der Cap-Festlegung berücksichtigt wird, werden 
unerwünschte Verlagerungseffekte vermieden, 
so dass von einer klimapolitischen Unwirksam-
keit der Förderung keine Rede sein kann. Un-
abhängig hiervon verbessert die gegenwärtige 
Förderung erneuerbarer Energien aufgrund von 

JEL Classification:
Q2, Q4, Q5
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